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Der Mensch  
bleibt Mensch 

Demenz Die Zahl der Demenzkranken 
steigt. Die Krankheit löst enorme Ängste 
aus. Weil die Selbständigkeit verloren 
geht, der sicher geglaubte Boden unter 
den Füssen einbricht. Einer, der damit je-
den Tag konfrontiert wird, ist Hans Pi-
han, Leiter der Memory Clinic im Spital-
zentrum Biel. Der Neurologe weiss, wo es 
für die Menschen in der Region Hilfe 
gibt, was eine gute Abklärung ausmacht 
und was Medikamente leisten können 
(und was nicht). Vor allem aber sagt er: 
«Bei Demenzkranken sind bestimmte 
geistige Funktionen betroffen, nicht aber 
der Mensch in seinem Menschsein.»  
raz – Körper & Geist Seite 15

Wonniger 
Vernissagen-Monat 

Ausstellung Der Mai ist gekommen, die 
Kunst treibt allabendlich bunte Blüten 
beim «Joli Mois de Mai». Ab Morgen gibt 
es wieder einen Monat lang jeden Abend 
eine Vernissage mit Bilder und Objekten, 
Fotos und Installationen, Wein und Salz-
stangen, Bier und Erdnüssen und vor al-
lem vielen Menschen und endlosen Plau-
dermöglichkeiten. In diesem Jahr feiert 
der «Joli Mois de Mai» sein 15-jähriges 
Bestehen. Im Jubeljahr hat Marina Poro-
bic, Kuratorin und Co-Präsidentin der 
Visarte Biel, ein Programm zusammen-
gestellt, das für Begegnungen zwischen 
Biel und dem Rest der Schweiz sorgt.  
ahb – Kultur Seite 16
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Wie die Schweiz erfolgreich 
bleiben kann 
«Treffpunkt Wirtschaft» Welche Herausforderungen stellen sich den hiesigen 
Unternehmen? Darüber hat Economiesuisse-Präsident Heinz Karrer referiert. 

Die Unternehmen in der Region Biel-
Seeland können sich derzeit keineswegs 
zurücklehnen. Dies zeigt auch die Früh-
lings-Konjunkturumfrage des «Bieler 
Tagblatts». Vielmehr präsentiert sich die 
Lage gerade für die Exportindustrie wei-
terhin angespannt. Die Firmen stehen 
also vor grossen Herausforderungen – 
Grund genug für die Organisatoren des 
«Treffpunkts Wirtschaft», den Präsiden-
ten des Wirtschaftsdachverbandes Eco-
nomiesuisse einzuladen.  

Karrer wolle auch einen Dialog auf Au-
genhöhe fördern, sagt Moderator Urs 
Gredig (SRF) zu Beginn – und Heinz Kar-
rer wird diesem selbstgesetzten An-
spruch gleich dadurch gerecht, dass er für 

sein Referat nicht auf die Bühne steigt, 
sondern vorne im Saal referiert. Er sieht 
die Schweiz im internationalen Vergleich 
nach wie vor auf einem Spitzenplatz in 
den relevanten Kategorien, macht aber 
auch auf die grossen Herausforderungen 
aufmerksam. Auch im Interview mit dem 
«Bieler Tagblatt» nennt Karrer das Ver-
hältnis der Schweiz zur EU als grösste 
unmittelbare Herausforderung. Jeder 
konstruktive Lösungsvorschlag sei will-
kommen, denn sollte es nicht gelingen, 
die Bilateralen Verträge zu erhalten, «ha-
ben wir in der Tat ein grösseres Prob-
lem». Das bedingungslose Grundeinkom-
men (BGE), über das am 5. Juni abge-
stimmt wird, erachtet Karrer als «kom-

plett falschen Anreiz», gar als «unschwei-
zerisch». Ähnlich äusserte sich am gestri-
gen Anlass Kurt Rohrbach, der Präsident 
des Handels- und Industrievereins des 
Kantons Bern: «Ich halte das für keine 
gute Idee.» 

Das BGE wird gemeinhin auch als 
Automatisierungsdividende verstanden, 
als Reaktion auf höhere Arbeitslosigkeit 
aufgrund der Digitalisierung. Doch der in 
Deutschland lehrende Schweizer Öko-
nom Thomas Straubhaar zeigt sich in sei-
nem Gastbeitrag überzeugt: Die Digitali-
sierung zerstört nicht nur Millionen von 
Jobs, sie schafft auch Millionen neue. 
Das Seeland könne davon profitieren.  tg 
– Treffpunkt Wirtschaft Seiten 2 bis 6

Heinz Karrer spricht am gestrigen «Treffpunkt Wirtschaft» frei und ohne Manuskript. Reto Probst

21 Massnahmen für die 
Integration von Migranten

Biel Lange waren Tamara Iskra die Hände 
gebunden. Zwar hatte sie auf den Stoss-
richtungen des Integrationskonzepts auf-
bauend, welches der Bieler Gemeinderat 
bereits im Juni 2015 verabschiedete, Vor-
schläge für konkrete Massnahmen zur 
Förderung der Integration unterbreitet. 
Die Exekutive entschied sich bereits im 
vergangenen Januar für 21 dieser vorge-
legten Massnahmen. Nur umgesetzt wer-
den konnten sie nicht, da das Budget 2016 
fehlte. Erst nachdem das Budget Anfang 
April im zweiten Anlauf vom Volk ange-
nommen wurde, konnte grünes Licht ge-

geben werden. Gestern nun konnte Iskra 
die 21 Massnahmen präsentieren. 

Es sind keine spektakulären Projekte, 
die bei der Integration von Migrantin-
nen und Migranten künftig dienlich sein 
sollen. Es sind Massnahmen, die mit be-
stehender Infrastruktur möglichst rasch 
umgesetzt werden sollen. Die Schwer-
punkte wurden analog zu den Integra-
tionsprogrammen von Bund und Kanton 
bei Information und Beratung, Bildung 
und Arbeit sowie Verständigung und ge-
sellschaftliche Integration gelegt. 
lsg – Region Seite 10

Der EHC Biel hat sich  
aus den Ferien zurückgemeldet

Eishockey Gut vier Monate vor Meister-
schaftsbeginn hat der EHC Biel in Magg-
lingen mit den Saisonvorbereitungen  
begonnen. Unter der Leitung von Som-
mertrainer Willi Kaufmann und dessen 
Assistent Thomas Zamboni sollen die 
physischen Grundlagen geschaffen wer-
den, bevor es am 2. August mit Cheftrai-
ner Kevin Schläpfer aufs Eis geht. Zwei 
Tage später steht in der Tissot Arena be-
reits das erste Testspiel gegen Ajoie auf 
dem Programm. Noch ist die Mannschaft 
nicht komplett. Es fehlen vor allem zwei 

ausländische Stürmer. Offen ist auch der 
Name des Assistenten von Schläpfer. 
Nach Dino Stecher und René Matte soll 
auch der frühere EHC-Topskorer Patrice 
Lefebvre ein Thema sein, was zwar von 
den Bieler Verantwortlichen nicht bestä-
tigt wird, vom Kanadier selber aber 
schon. Gegenüber dem «Journal du Jura» 
sagte Lefebvre, dass er sein Dossier ein-
gereicht und mit Schläpfer telefoniert 
habe. Medial von grösserem Interesse ist 
heute aber die Ankunft von NHL-Goalie 
Jonas Hiller. fri – Sport Seite 17

Der Schlüssel zum Sparen  
liegt im Leistungsabbau

Kanton Bern Er sei überzeugt, dass auch 
mit den vorhandenen Möglichkeiten das 
Wachstum der Spitalkosten gebremst 
werden könne. Das sagt Pierre Alain 
Schnegg vor seinem Amtsantritt als 
neuer Gesundheitsdirektor des Kantons 
Bern. Allem voran will der SVP-Politiker 
die Versorgungsplanung unter die Lupe 
nehmen, in deren Rahmen definiert wird, 
welche Leistungen ein Spital erbringen 
darf. Eine bessere Kontrolle in diesem 
Bereich sei nötig, sagt Schnegg. 

Einen Schritt weiter ist der Kanton 
Zürich, wie Gesundheitsökonom Heinz 

Locher erklärt. Laut ihm setzt Zürich die 
Mindestfallzahlen konsequent durch. 
Spitäler, die nicht auf eine Mindestmenge 
an Behandlungen kommen, dürfen ge-
wisse Leistungen nicht mehr anbieten. 
Locher: «Wenn die Gesprächskultur gut 
ist, akzeptieren die Spitäler auch einen 
angeordneten Leistungsabbau.» 

Dass etwas ändern muss, findet auch 
Spitalamtsleiterin Annamaria Müller. 
Wenn jedes Spital weiter wie bisher in-
vestiere, steuere der Kanton auf eine 
«Spitalblase» zu. skk – Kanton Bern 
Seite 25

http://bielertagblatt.ch/mitreden


«Jeder konstruktive 
Lösungsvorschlag 
ist willkommen» 
Heinz Karrer Der Präsident des Wirtschaftsdachverbandes 
Economiesuisse sieht im Verhältnis der Schweiz zu Europa 
die derzeit grösste Herausforderung für die Schweizer 
Wirtschaft. Und er wünscht sich mehr Unternehmer,  
die sich politisch einbringen.

Interview: Tobias Graden 

Heinz Karrer, kennen Sie Unterneh-
men aus der Region Biel-Seeland? 
Heinz Karrer: Mir kommt als erstes die 
Uhrenbranche in den Sinn, und damit 
die Swatch Group, aber auch weitere 
Marken wie etwa Breitling. Ich kenne 
Feintool gut, Mikron und Heiniger 
Sport in Lyss – dies aus meiner Zeit bei 
Intersport.  
Wie nehmen Sie Biel-Seeland als 
Wirtschaftsregion wahr?  
Ich denke da an die Zweisprachigkeit. 
Und ich bringe Biel einerseits mit der 
Krise in den 70er-Jahren in Verbindung, 
anderseits ist es heute eine sehr innova-
tive Region. Es ist ein grosser Wandel er-
folgt wie vermutlich in keiner anderen 
Region der Schweiz.  
Die Region Biel ist stark exportorien-
tiert, die Unternehmen haben nach 
wie vor mit dem starken Franken zu 
kämpfen. Wie sehen Sie die Zeit nach 
dem Frankenschock im Rückblick? 
Das muss man weiter zurückblicken. 
2009 lag der Euro noch bei 1.60 – schon 
der Weg von diesem Wert auf 1.20 war 
eine riesige Herausforderung, insbeson-
dere für die Exportindustrie. Dann kam 
der Schock, der Kurs hat sich nun um 1.10 
eingependelt, also nochmals eine Auf-
wertung gegenüber dem Euro von etwa 
acht Prozent. Die Unternehmen haben 
extrem schnell reagiert, die meisten auch 
gut und erfolgreich. Aber für viele Unter-
nehmen geht es ums Überleben. Vor al-
lem aber stellt sich die Frage: Wie geht es 
weiter? Die Geldpolitik ist auf der ganzen 
Welt aus den Fugen geraten.  
War denn die Aufhebung der Kurs-
untergrenze aus heutiger Sicht der 
richtige Schritt? 
Man wusste stets: Diese Massnahme ist 
befristet, denn sonst verzichtet man auf 
eine eigenständige Geldpolitik. Die Frage 
war aber: Wann kommt die Aufhebung? 
Mich hätte es nicht überrascht, wenn sie 
ein halbes Jahr vorher erfolgt wäre, als 
sich der Franken etwas vom Mindest-
kurs wegbewegt hatte. Der tatsächliche 
Aufhebungszeitpunkt kam wohl für die 
meisten unerwartet.  
Was entgegnen Sie einem Nick Hayek, 
der nicht müde wird, die SNB als 
«mutlos» und «führungsschwach» zu 
kritisieren?  
Irgendwann musste die SNB zurück zu 
einer normalen Geldpolitik mit den her-
kömmlichen Mitteln finden wie der Zins-
politik oder gezielten Interventionen am 
Devisenmarkt. Eine Anbindung auf 
Dauer ist keine Lösung für die Schweiz. 
Das ist sicher die grossmehrheitliche 
Meinung unter Unternehmern. 
Die Linke fordert eine breitere Auf-
fassung des Auftrags der SNB, dieser 
solle auch die Sicherung von Arbeits-
plätzen umfassen. Warum schliesst 
sich Economiesuisse einer solchen 
Forderung nicht an?  
Es ist nicht sinnvoll, wenn die Politik die 
Geldpolitik macht oder diese zumindest 
stark beeinflusst, dafür gibt es zu viele 
unterschiedliche Vorstellungen. Eine 
nicht unabhängige SNB wäre auch für 
das internationale Ansehen der Schweiz 
nicht gut. Die Möglichkeiten innerhalb 
des heutigen gesetzlichen Auftrags ge-
nügen vollauf.  
Wie stehen Sie denn zur Forderung 
nach einer aktiveren Industriepolitik, 
wie sie Corrado Pardini vertritt? 

Wenn das bedeutet, dass die Industrie ge-
schützt und subventioniert werden soll, 
wenn man staatliche Massnahmen for-
dert, wie man sie in Frankreich kennt, 
dann ist das keine gute Lösung. Das Re-
sultat zeigt sich in Frankreich: Im Ver-
gleich zur Schweiz hat das Land in Rela-
tion zum BIP etwa noch die Hälfte an In-
dustrie. Das kann also nicht im Interesse 
der Arbeitnehmer sein. Wenn man aber 
darunter versteht, dass die Rahmenbe-
dingungen für Unternehmen im interna-
tionalen Vergleich attraktiv bleiben sol-
len, dass der Arbeitsmarkt nicht zusätz-
lich reguliert wird, dass wir die Bilatera-
len Verträge sichern können, dass wir ein 
attraktiver Steuerstandort sind – dann ist 
das auf jeden Fall zu unterstützen.  
Wie bewerten Sie die Schweizer Inno-
vationspolitik? Es gibt angesichts des 
Swiss Innovation Parks bürgerliche 
Stimmen, die sagen, es sei nicht Auf-
gabe des Staates, eine solche Institu-
tion zu fördern. 
Auch in der Innovationspolitik gibt es 
Grenzbereiche. Die KTI ist ja auch staat-
lich organisiert, wir betrachten sie aber 
als gutes Instrument, das vor allem KMU 

eine Brücke zur Innovation baut. Für den 
Innovationspark gilt das Gleiche. Solche 
Instrumente haben Fördercharakter und 
sind nicht interventionstische Industrie-
politik, sie sind deshalb sinnvoll.  
Wie bewerten Sie die Gefahr einer 
Desindustrialisierung der Schweiz? 
Eine gewisse Gefahr begleitet uns seit 
Jahrzehnten, besonders intensiv wäh-
rend der Zeit 90er-Jahre. In der Boom-
phase in den 80er-Jahren betrug der BIP-
Anteil der Industrie etwa 20 Prozent, 
heute liegt er immer noch bei 20 Prozent 
– mit anderen Worten: Die grosse Desin-
dustrialisierung hat nicht stattgefunden. 
Dies dank der Innovationskraft der 
Unternehmen. Das heisst: Die Sorgen 
sind zwar berechtigt, die Lösung zur Ver-
hinderung einer Desindustrialisierung 
heisst Innovation.  
Ein neuer Mindestkurs ist nicht nötig?  
Der Franken ist zwar nach wie vor über-
bewertet, doch ein neuer Mindestkurs 
wäre mit grossen Problemen und Frage-
zeichen verbunden. Dies insbesondere  
vor dem Hintergrund der aktuellen Geld-
politik der EU. Der Mindestkurs würde 
vermutlich sofort wieder getestet, was 
eine immense Ausweitung der SNB-Bi-
lanzsumme ohne nachhaltige Wirkung 
zur Folge hätte. 
Das Verhältnis Schweiz-Europa ist 
ein weiterer Unsicherheitsfaktor, ins-
besondere die Umsetzung der Mas-
seneinwanderungsinitiative. Welchen 
Ausweg aus dem Dilemma sehen Sie?  
Das ist in der Tat die grösste unmittelbare 
Herausforderung. Wir stützen uns auf 

die Wortwahl im MEI-Verfassungsarti-
kel, die besagt, dass in der Umsetzung die 
Interessen der Wirtschaft zu berücksich-
tigen seien. Drei Elemente sind zentral. 
Erstens sollen Grenzgänger nicht betrof-
fen sein.  
Schon dieser Punkt dürfte bei den Ini-
tianten auf Widerstand stossen, der 
Wortlaut der Initiative sieht anderes 
vor.  
Der Verfassungstext lässt Interpreta-
tionsspielraum zu und jede Gesetzge-
bung nach einer angenommenen Initia-
tive ist verbunden mit Auslegungsdis-
kussionen. Wir bringen ein, was für eine 
wirtschaftsfreundliche Umsetzung zwin-
gend notwendig ist, und in dieser Frage 
sind die Kantone und die meisten Par-
teien unserer Meinung.  
Was sind die weiteren Punkte? 
Wir fordern für Kurzaufenthalter eine 
Aufenthaltsfrist von neun statt vier Mo-
naten. Viele Branchen sind stark saisonal 
geprägt: das Baugewerbe, Tourismus, 
Gastronomie und Hotellerie, aber auch 
die Landwirtschaft. Das Pièce de Résis-
tance ist die Schutzklausel. Es ist aber ein 
Instrument, das man aus Verträgen in-
nerhalb und mit der EU kennt, um spe-
ziellen Situationen befristet Rechnung 
zu tragen.   
Es ist sehr fraglich, ob die EU eine sol-
che Schutzklausel akzeptieren wird. 
Was halten Sie vom Inländervorrang, 
wie ihn Rudolf Strahm oder auch Phi-
lipp Müller vorgebracht haben? 
Jeder konstruktive Lösungsvorschlag ist 
willkommen. Auch innerhalb der Schutz-
klausel muss man eine Lösung entwi-
ckeln, die festlegt, in welchem Fall die 
Schutzklausel wirksam wird.  
Strahm sagt, es gehe auch um die Sen-
kung der Arbeitslosigkeit. Er kriti-
siert, dass diese gerade in jenen Bran-
chen hoch ist, die weiterhin vor allem 
im Ausland Arbeitskräfte rekrutieren 
will, auch in der Informatik.  
Diese Beobachtung trifft zu, aber auch 
nicht überall. In der Informatik ist es so, 
dass auch ganz spezifische Fähigkeiten 
gefragt sind, die teilweise in der Schweiz 
nicht oder nicht genügend vorhanden 
sind. Man muss also die Arbeitsmarktsi-
tuation in jeder Region und in jeder Be-
rufsgruppe genau analysieren.  
In solchen Fällen liegt es doch in der 
Verantwortung der Branche, solche 
Fähigkeiten in der Schweiz eben aus-
zubilden?  
Ja. Die Wirtschaft tut das auch, doch die 
Anstrengungen müssen weitergehen.  
Die Schweiz hat angesichts der Lage 
in Europa derzeit das Glück, auf Zeit 
spielen zu können, ohne grosse Nach-
teile befürchten zu müssen. Ist dies 
eine trügerische Ruhe?  
Es kann geradesogut ein Nachteil sein. 
Wir hoffen ohnehin, dass Grossbritan-
nien in der EU bleibt, denn andernfalls 
würde die Unsicherheit massiv zuneh-
men und die Möglichkeiten, mit der 
Schweiz eine Lösung zu finden, könnten 
stark eingeschränkt sein. 
Die Migrationszahlen im ersten Quar-
tal zeigen, dass die Einwanderung in 
die Schweiz abnimmt. Erledigt sich 
das Problem von selber?  
Wir haben schon im Vorfeld der Abstim-
mung darauf hingewiesen, dass Einwan-
derung von der konjunkturellen Situa-
tion abhängt. Es wäre aber zu früh, schon 
nach einem Quartal das Fazit für eine län-
gerfristige Entwicklung zu ziehen.  

Der Economiesuisse-Präsident Heinz Karrer sagt: «Wenn es nicht gelingt,  
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«Instrumente 
wie der 
Innovationspark 
sind sehr 
sinnvoll.» 



Es deutet aber darauf hin, dass der 
Standort Schweiz an Attraktivität 
verliert.  
Die Wettbewerbsfähigkeit der Schweiz 
hat aus zwei Gründen gelitten. Einerseits 
wegen der Unklarheit im Zusammen-
hang mit den Bilateralen Verträgen, an-
derseits wegen der Währungssituation. 
Das äussert sich beispielsweise in einer 
deutlichen Abnahme der Anfragen nach 
einer Ansiedlung oder in Verlagerungen 
von Arbeitsplätzen in das Ausland.  
Aller Voraussicht nach kommt es oh-
nehin zu einer Grundsatzabstimmung 
über unser Verhältnis zur EU. Wird 
sich Economiesuisse im Abstim-
mungskampf stark engagieren?  
Derzeit sollte man sich auf die Umset-
zung des Verfassungsartikels 121a kon-
zentrieren. Wenn mit der EU eine Lösung 
gefunden werden kann, die von allen Sei-
ten getragen wird, würde sich die Frage 
so nicht stellen. Darum gilt unsere Kon-
zentration derzeit diesem Prozess.  
Zu verdanken hat man die vertrackte 
Situation der SVP. Schadet die Partei 
dem Wirtschaftsstandort Schweiz?  
Die SVP unterstützt in der grossen Mehr-
heit unsere wirtschaftspolitischen An-
liegen – etwa in den Themen Arbeits-
markt, Steuerpolitik, Finanzhaushalt. In 
der Europafrage aber haben wir nicht die 
gleiche Meinung.  
Für eine kleine, vernetzte Volkswirt-
schaft mitten in Europa ist dies der 
zentrale Bereich.  
Die SVP hat sich stets auf den Stand-
punkt gestellt, die Bilateralen Verträge 
könnten auch mit der MEI aufrecht-
erhalten werden, es gelte eben zu verhan-
deln. Wenn dies nicht gelingt, haben wir 
in der Tat ein grösseres Problem. Ich 
gehe aber davon aus, dass sich die SVP als 
Regierungspartei ihrer Verantwortung 
für den Wirtschaftsstandort Schweiz be-
wusst ist. 
Am 5. Juni folgt eine Abstimmung von 
grosser wirtschaftspolitischer Trag-
weite. Was halten Sie von der Idee des 
bedingungslosen Grundeinkommens? 
Ich hoffe, dass das Anliegen klar abge-
lehnt wird. Es wäre ein komplett falscher 
Anreiz. Ein Grundeinkommen zu erhal-
ten, ohne dafür irgendwelche Anstren-
gungen unternehmen zu müssen, das ist 
unschweizerisch. Das BGE wäre ein sehr 
grosses Experiment. Ich sehe auch nicht, 
wie das finanziert werden könnte. Die 
Konsequenz wären mit Sicherheit mas-
sive Steuererhöhungen. Ich halte diese 
Initiative nicht für sinnvoll.  
Können Sie sich nicht vorstellen, dass 
ein BGE auch eine stimulierende Wir-
kung haben könnte? Man kann es als 
Investition betrachten, welche die 
Verwirklichung von Geschäftsideen 
erleichtert.  
Das kann ich mir zwar für einen Teil der 
Menschen durchaus vorstellen. Wenn ich 
mir aber vor Augen halte, wie unsere Ge-
sellschaft funktioniert und wie wir unse-
ren Wohlstand erarbeitet haben, denke 
ich, dass grösstenteils unerwünschte Ef-
fekte die Folge wären.  
Das BGE wird auch als «Automatisie-
rungsdividende» betrachtet – Auto-
matisierung und Digitalisierung erhö-
hen die Arbeitslosigkeit, das BGE er-
möglicht im Gegenzug der Allgemein-
heit die Teilhabe an den Gewinnen. 
Welche Mittel schlagen Sie vor, um 
der drohenden steigenden Arbeitslo-
sigkeit entgegenzuwirken?  
Zwei Dinge werden eine noch grössere 
Bedeutung erlangen. Erstens: Innovation 
– wenn es immer mehr Roboter gibt, 
müssen wir jene sein, die diese bauen. 
Zweitens: Die permanente Weiterbil- die Bilateralen Verträge aufrecht zu erhalten, dann haben wir ein grösseres Problem.» Reto Probst

dung wird in Anbetracht der Schnellebig-
keit und der Marktdynamiken nicht zu-
letzt aufgrund der Digitalisierung eine 
noch grössere Rolle spielen.  
Auch wenn wir die Roboter bauen: 
Jene Jobs, welche die Roboter erledi-
gen, braucht es dann nicht mehr. Und 
es kann nicht jeder ein Roboterbauer 
sein.  
Wir können künftige Entwicklungen nur 
beschränkt voraussehen. Das war auch in 
der Vergangenheit so: Jede industrielle 
Revolution stiess zuerst auf Widerstand, 
hat aber der Menschheit schliesslich Vor-
teile gebracht. Jetzt schon zu sagen, dass 
wir in Zukunft viel weniger Arbeit haben 
werden, finde ich eine gewagte These und 
auch mutlos. Besser ist es zu sagen: Wir 
wollen die Zukunft mitgestalten und an 
qualitativen Verbesserungen für die 
Menschheit mitarbeiten.  
Sie sind nicht zuletzt darum zum Prä-
sidenten von Economiesuisse gewählt 
worden, weil der Wirtschaftsdachver-
band die Nähe zur Bevölkerung wie-
derherstellen wollte. Ist Ihnen das ge-
lungen? 
Wir haben auf jeden Fall grosse Anstren-
gungen unternommen, um den Dialog 
mit der Bevölkerung zu fördern. Wir stel-
len uns vielen Diskussionen, gehen an 
Messen, laden zu Kaffee und Gipfeli ein. 
Und an jedem Anlass nehmen viele 
Unternehmerinnen und Unternehmer 
teil. Ich denke, wir bewegen uns in die 
richtige Richtung. Aber es gibt noch viel 
zu tun.  
Gleichzeitig hat man den Eindruck, 
dass Economiesuisse in Abstim-
mungskämpfen eher defensiver agiert 
als früher.  
Dieser Eindruck täuscht. Wir haben uns 
bei allen wirtschaftspolitischen Vorlagen 
wie der 1:12-Initiative, den Abstimmun-

gen zu Erbschaftssteuer und Mindest-
lohn sowie weiteren Initiativen engagiert 
und auch alle deutlich gewonnen. Wir 
haben die Allianzen ausgebaut und mit 
lokalen Stützpunkten wie den Handels-
kammern noch intensiver zusammenge-
arbeitet. Ich denke, da haben wir uns 
positiv entwickelt.  
Bei der Durchsetzungsinitiative kam 
aber Kritik an Economiesuisse auf. 
Das Anliegen hätte der Wirtschaft 
mutmasslich stark geschadet, man 
hat den Abstimmungskampf aber der 
so genannten «Zivilgesellschaft» 
überlassen.  
Wir haben eine Parole gefasst und unsere 
Haltung klar kommuniziert, notabene als 
einziger Wirtschaftsdachverband. Wir 
haben uns auch persönlich engagiert, ich 
selber, aber auch viele Unternehmer. Wir 
haben zwar keine eigene Kampagne ge-
führt, doch haben sich Verbände und 
Unternehmen auch finanziell engagiert.  
Wünschten Sie sich mehr politische 
Einmischung von Unternehmerseite?  
Ja. Im Milizsystem sollte sich in politi-
sche Prozesse in irgendeiner Form ein-

bringen, wer unternehmerisch tätig ist. 
Auf Gemeindeebene funktioniert das 
recht gut. Sobald es aber zeitintensiver 
ist, wird es schwieriger. Bei den letzten 
nationalen Wahlen haben sich aber zahl-
reiche Unternehmer zur Wahl gestellt. Es 
geht in die richtige Richtung.  
Oft ist aber eine gewisse Weigerung 
feststellbar, sich politisch zu äussern. 
Gegenbeispiele wie der Berner Druck-
unternehmer Peter Stämpfli sind sel-
ten.  
Ich wünschte mir viel mehr Peter 
Stämpflis. Er ist Vollblutunternehmer, 
engagiert sich für die Zivilgesellschaft 
und ist auch bereit, sich zu exponieren. 
Man muss aber auch Verständnis haben, 
dass das nicht alle so tun können, wollen  
oder dürfen. 
Sie selber sind im Zuge des Kuoni-
Verkaufs in die Schlagzeilen gekom-
men. Selbst die «NZZ am Sonntag» 
hat implizit ihre Bezüge als Verwal-
tungsratspräsident kritisiert. Besteht 
dadurch eine Reputationsgefahr für 
Economiesuisse? 
Die Bezüge des Kuoni-Verwaltungsra-
tes bewegten sich immer innerhalb der 
Bandbreite vergleichbarer Unterneh-
men und sie wurden stets auch transpa-
rent ausgewiesen. Die Generalver-
sammlung hat diese immer uneinge-
schränkt gutgeheissen. Mit Kritik muss 
man rechnen, aber ich glaube nicht, 
dass dadurch die Reputation beein-
trächtigt ist.  
Sie gehen zum Ausgleich gerne in die 
Berge, haben schon viele Viertausen-
der bestiegen. Welche fehlen Ihnen 
noch?  
In der Schweiz noch einer. Das Laute-
raarhorn. Ich war letzten Sommer be-
reits beim Einstieg nach sechsstündigem 
Anmarsch. Es waren aber wohl die einzi-
gen drei, vier Stunden letzten Sommer, in 
denen es geregnet hat… Wir mussten um-
kehren. Aber das Lauteraarhorn läuft ja 
nicht weg.  
Sie könnten auch sagen: Es ist der ein-
zige Viertausender, den ich in Ruhe 
lasse und nur anschaue.  
Es war gar nie mein Ziel, alle Schweizer 
Viertausender zu besteigen. Es hat sich 
im Verlaufe der letzten 20 Jahre intensi-
ver Kletterei einfach so ergeben. Jetzt, da 
nur noch einer fehlt, möchte ich schon 
noch gerne auf dem Gipfel des Laute-
raarhorns stehen.
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«Das 
bedingungslose 
Grundeinkommen 
wäre ein komplett 
falscher Anreiz.»

«Jede industrielle 
Revolution hat  
der Menschheit 
schliesslich 
Vorteile gebracht.»

TTIP: Schweiz wäre unter Zugzwang

Wenn das Freihandelsabkommen TTIP 
zwischen den USA und der EU zustande 
kommt, dann hat das auch grosse Folgen 
für die Standortattraktivität der Schweiz. 
Auf diesen Umstand machte Heinz Karrer 
am gestrigen «Treffpunkt Wirtschaft» auf-
merksam. Der von der Sektion Biel-See-
land des Handels- und Industrievereins 
sowie von der Wirtschaftskammer Biel-
Seeland organisierte Anlass stand dieses 
Mal ganz im Zeichen des Präsidenten von 
Economiesuisse (vgl. Interview). Im Falle 
eines Abschlusses von TTIP also wäre die 
EU interessanter als Standort für Exporte 
in die USA, in die immerhin 13 Prozent al-

ler Exporte aus der Schweiz gehen. 
Schweizer Unternehmen müssten sich 
also überlegen, ob sie einen Standort im 
EU-Raum eröffnen wollten. Und die 
Schweiz müsste entscheiden, ob sie sich 
ans Abkommen «anhängen» oder ob sie 
selber (allenfalls im Verbund mit Efta-
Staaten) ein Freihandelsabkommen mit 
den USA aushandeln wollte.  

Das internationale Umfeld könne die 
Schweiz kaum beeinflussen, sagte Karrer 
weiter. Er plädierte darum dafür, jene 
Entscheide, die in der Schweiz anstehen, 
möglichst unter dem Gesichtspunkt der 
Wirtschaftsfreundlichkeit zu betrachten. 

Sollte es etwa nicht gelingen, die Unter-
nehmenssteuerreform III zu einem er-
folgreichen Abschluss zu bringen, be-
deute dies weitere Jahre der Unsicher-
heit – «und Unsicherheit ist Gift für die 
Wirtschaft».  

Karrer mag eine klare wirtschaftspoli-
tische Linie vertreten, im Umgang gilt er 
aber als sehr freundlich. Ob er nicht auch 
mal auf den Tisch schlagen wolle?, fragte 
Moderator Urs Gredig. «Ich frage mich: 
Mit welchen Mitteln kann ich die Politik 
überzeugen», antwortete Karrer. «Ich 
zähle auf intensive, aber sachliche Dis-
kussionen.» tg

Zur Person 

• geboren am 10. Mai 1959 in Winterthur 
• kaufmännische Lehre bei der damali-
gen Bankgesellschaft, später Matura 
nachgeholt, das Wirtschaftsstudium an 
der HSG abgebrochen 
• in jungen Jahren aktiver Spitzenhand-
baller, Teilnehmer als Nationalspieler an 
den Olympischen Spielen 1984 
• zehn Jahre Tätigkeit in der Sportartikel-
branche, zuletzt Geschäftsleiter und Ver-
waltungsratsdelegierter der Intersport 
Holding 
• 1995 bis 1997 Leiter von Ringier 
Schweiz 
• 1998 bis 2002 Mitglied der Konzernlei-
tung der Swisscom 
• 2002 bis 2014 CEO der Axpo Holding 
• seit 1. September 2013 Präsident von 
Economiesuisse 
• zuletzt auch Präsident von Kuoni, wei-
tere Verwaltungsratsmandate 
• passionierter Berggänger 
• in zweiter Ehe verheiratet, drei erwach-
sene Söhne  
• lebt in Münsingen BE tg
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